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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Erfolg hatte Kiener Nellen (sp, BE) mit einer Motion, die den Bundesrat aufforderte,
Budget und Finanzplan des Bundesamtes für Sport (Baspo) ab 2007 um mindestens 10
Mio Fr. zu erhöhen, damit – in enger Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für
Gesundheit (BAG) – Umsetzungsprojekte zur Bewegungs- und Sportförderung sowie zur
Förderung einer gesunden Ernährung für Kinder im Alter von fünf bis zehn Jahren
realisiert werden können. Die Motionärin machte geltend, es gebe zahlreiche Hinweise
darauf, dass ausreichend Bewegung und Sensibilisierung für eine gesunde Ernährung im
Kindesalter einer sportlichen Betätigung und einer ausgewogenen Lebensweise auch im
Erwachsenenalter Vorschub leisten können. Trotz des unbestrittenen Handlungsbedarfs
war der Bundesrat jedoch der Ansicht, dass Umsetzungsprogramme für Kinder und
Jugendliche nicht isoliert zu betrachten, sondern in einen gesamtheitlichen Kontext zu
stellen sind, weshalb er Ablehnung dieser sehr eng gefassten Motion beantragte. Der
Nationalrat war aber der Auffassung, Prävention habe gerade in einem frühen
Entwicklungsstadium einen ganz hohen Stellenwert, weshalb er die Motion mit 118 zu 56
Stimmen an den Ständerat überwies. Abgelehnt wurde hingegen eine Motion Zisyadis
(pda, VD) (Mo. 04.3779) auf Übernahme der Diätberatung bei Jugendlichen durch die
obligatorische Krankenversicherung, da der BR geltend machte, anders als bei
Erwachsenen sei im Kinder- oder Jugendalter der Nutzen einer Beratung nicht
wissenschaftlich nachgewiesen 1

MOTION
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Wie bereits in der Parlamentsdebatte von ihrem Waadtländer Abgeordneten Zisyadis
angekündigt, reichte die PdA wegen des Selbstbehalts im stationären Bereich das
Referendum gegen diesen Bundesbeschluss ein. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.10.1992
MARIANNE BENTELI

Ende Jahr stellte sich heraus, dass rund 450 Mio. Fr. der für die individuellen
Prämienverbilligungen vorgesehenen knapp 1,9 Mia Fr. Bundesgelder von den Kantonen
für 1996 nicht beansprucht werden. Einzig die Westschweizer Kantone sowie Uri,
Tessin, Thurgau, Appenzell Innerrhoden und Basel-Stadt zeigten sich bereit, durch eine
Erhöhung der eigenen Prämienverbilligungsbeiträge die entsprechende volle
Bundessubvention auszulösen. Der Kanton Bern beanspruchte 90%, Baselland 57%, alle
anderen Kantone hingegen lediglich 50%. Insgesamt werden 1996 so rund 660 Mio. Fr.
bzw. 25% der Bundesbeiträge, die ursprünglich an die Krankenkassenprämien von
Versicherten in bescheidenen finanziellen Verhältnissen hätten ausbezahlt werden
sollen, von den Kantonen nicht umgesetzt. Dies veranlasste linke Abgeordnete beider
Kammern (Jöri, sp, LU (Po. 95.3572) und Zisyadis, pda, VD (Mo. 95.3620) im Nationalrat
sowie Brunner, sp, GE im Ständerat (Mo. 95.3592), parlamentarische Vorstösse
einzureichen, damit durch einen dringlichen Bundesbeschluss die nicht ausbezahlten
Bundesbeiträge rückwirkend als zusätzliche Prämienverbilligung für weniger begüterte
Familien mit Kindern oder in Ausbildung stehenden Jugendlichen ausgerichtet werden
können. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.12.1995
MARIANNE BENTELI

Obgleich der Bundesrat Abschreiben des Vorstosses beantragt hatte, wurde eine
Motion Zisyadis (pda, VD), welche die Kantone, in denen die Prämien über dem
gesamtschweizerischen Durchschnitt liegen, zwingen wollte, die Bundessubventionen
zur Prämienverbilligung tatsächlich abzuholen (und entsprechend mit eigenen Mitteln
aufzustocken) zumindest als Postulat angenommen. 4

MOTION
DATUM: 09.05.2001
MARIANNE BENTELI
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Sowohl der Ständerat wie der Nationalrat sprachen sich in der Frühjahrssession klar
gegen die Schaffung einer Einheitskasse aus. Sehr deutlich, mit 31 zu 5 Stimmen, lehnte
der Ständerat eine Standesinitiative des Kantons Jura ab (Kt.Iv 02.305), die eine
zentrale Landeskasse und einkommensabhängige Prämien verlangte. Die Gegner
machten geltend, eine Studie des BSV sei zum Schluss gekommen, dass eine
Einheitskasse kaum eine positive Wirkung auf die Eindämmung der Kosten hätte. Die
Erfahrungen des Auslandes hätten gezeigt, dass Monopolsituationen im
Krankenversicherungsbereich mit hoher Wahrscheinlichkeit zu schlechterer
Servicequalität und beeinträchtigter Produktevielfalt führe. Gesamtschweizerisch
einheitliche Prämien würden zudem die Kantone östlich von Bern wesentlich stärker
belasten als bisher. Mit den gleichen Argumenten und mit 106 zu 63 Stimmen wurde
vom Nationalrat auch eine parlamentarische Initiative Zisyadis (pda, VD) verworfen, die
für die obligatorische Grundversicherung eine nationale Einheitskrankenkasse mit
Bundesgarantie wollte. In der Wintersession lehnte der Ständerat – allerdings im klar
weniger deutlichen Verhältnis von 18 zu 11 Stimmen – eine weitere Standesinitiative des
Kantons Tessin ab (Kt.Iv 03.303), welche eine Einheitskasse auf Bundesebene, mehr
Transparenz in der Rechnungslegung der Versicherer und den Einbezug der
Krankenkassenprämien in den Landesindex der Konsumentenpreise anstrebte. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.03.2003
MARIANNE BENTELI

Die SGK des Nationalrats beantragte dem Plenum, grundsätzlich dem Modell des
Ständerates für eine Prämienverbilligung für Familien mit niedrigem oder mittlerem
Einkommen zu folgen (Halbierung der Prämien für Kinder und Jugendliche in
Ausbildung), wobei es den Kantonen überlassen sein soll, die Einkommensgrenzen zu
bestimmen. Der Rat hatte aufgrund eines Nichteintretensantrags Zisyadis (pda, VD)
vorerst über das Eintreten auf die Vorlage zu entscheiden. Zisyadis kritisierte das
vorgeschlagene Modell und wollte die Prämien für Kinder und Jugendliche gänzlich
abschaffen. Der Rat beschloss mit 141 zu 3 Stimmen Eintreten. Erfolglos mit 137 zu 14
Stimmen blieb auch ein Antrag der grünen Fraktion, der die Kinderprämien ganz
streichen und die Prämie für Jugendliche zwischen 18 bis 25 Jahren auf höchstens 50%
der Erwachsenenprämie beschränken wollte. Zur Finanzierung der zusätzlichen
Prämienverbilligung beschritt die grosse Kammer einen anderen Weg als der Ständerat.
Demnach sollten die Bundesbeiträge an die Kantone für 2006 um CHF 80 Mio. erhöht
werden (auf CHF 2,5 Mrd.) und dann jährlich dem Kostenanstieg der grundversicherten
Leistungen angepasst werden. Die Vorlage wurde in der Gesamtabstimmung mit 124 zu
24 Stimmen angenommen. In der Differenzbereinigung hielt der Ständerat ohne
Opposition an seiner Haltung beim Finanzierungsbeschluss fest. Die
Kommissionssprecherin erläuterte, dass mit dem Ständeratsmodell in den Jahren 2006
und 2007 mehr Bundesbeiträge bereitgestellt werden als mit dem Vorschlag des
Nationalrates. Mit dem Inkrafttreten der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA), frühestens 2008, sei dann so oder
so eine andere Lösung zu finden. Der Nationalrat schloss sich daraufhin diskussionslos
dem Ständerat an.

Mit einem überwiesenen Postulat beauftragte Rossini (sp, VS) den Bundesrat, so rasch
wie möglich ein wissenschaftlich fundiertes Monitoring- und Evaluationsmodell
einzuführen, mit dem sich beurteilen lässt, wie sich die Prämienverbilligung im Rahmen
der sozialen Krankenversicherung für Versicherte mit bescheidenem Einkommen
auswirkt. Die Kantone befürchteten, dass die vom Parlament bewilligten zusätzlichen
CHF 200 Mio. nicht ausreichen könnten, um das Vorhaben zu finanzieren.

An ihrer Delegiertenversammlung sprach sich die CVP einmal mehr für Gratis-
Kinderprämien aus. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.03.2005
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat lehnte eine parlamentarische Initiative Zisyadis (pda, VD) mit 105 zu 45
Stimmen ab. Die Initiative forderte, dass das Bundesgesetz über die
Krankenversicherung dahingehend geändert werde, dass den Kantonen die Möglichkeit
gegeben wird, eine kantonale Einheitskasse für die Grundversicherung zu schaffen. Die
Kommission des Nationalrates hatte die parlamentarische Initiative mit 15 zu 4 Stimmen
bei 6 Enthaltungen zur Ablehnung empfohlen, weil diese eine Kantonalisierung des
Gesundheitswesens verstärken würde, Einheitskassen nicht als Rezept gegen die
steigenden Gesundheitskosten angesehen werden und es den Kantonen bereits heute
freigestellt sei, öffentliche Krankenkassen zu gründen. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.09.2010
LUZIUS MEYER
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